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Vorwort zur 2. Auflage

Seit dem Erscheinen der 1. Auflage im Jahr 2012 sind nunmehr 10 Jahre ver-
gangen. Die sehr positive Resonanz auf die zwischenzeitlich vergriffene 1. Auf-
lage aufgreifend, wird die vorliegende 2. Auflage auf folgende Gebäudekatego
rien erweitert:

•	 Einrichtungen des Maßregelvollzugs

•	 Sozialtherapeutische Anstalten

•	 Kliniken für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie

•	 Haftkrankenhäuser

•	 Einrichtungen des Polizeigewahrsams

•	 Sonstige geschlossene Einrichtungen des Justizvollzugs

Damit soll zum einen der Interessentenkreis für dieses Nischenthema einer 
Fachliteratur auf diese Gebäudekategorien erweitert werden, zum anderen sind 
die vom Gesetzgeber definierten Schutzziele (die Sicherheit und der Schutz der 
Allgemeinheit vor weiteren erheblichen rechtswidrigen Taten) und die daraus 
resultierenden brandschutztechnischen Besonderheiten vergleichbar mit dem 
Gebäudetypus Justizvollzugsanstalt.

Im Zuge der vorliegenden 2. Auflage wurden auch die bauordnungsrechtli
chen Anforderungen und Begrifflichkeiten umfassend unter Anwendung der 
zwischenzeitlich aktualisierten bauordnungsrechtlichen Gesetzgebung über-
arbeitet. Damit wurde insbesondere auch dem Urteil des Gerichtshofes der 
Europäischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 in der Rechtssache C-100/13 
(Vertragsverletzung der Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf den freien 
Warenverkehr von CE-gekennzeichneten Bauprodukten) [1] Rechnung getragen. 
Als Reaktion auf das EuGH-Urteil hat die Bauministerkonferenz im Mai 2016 die 
Musterbauordnung (MBO) [2] überarbeitet. An die Stelle der Bauregellisten und 
der Liste der Technischen Baubestimmungen ist die Musterverwaltungsvor-
schrift Technische Baubestimmungen (MVV TB) [3] in der derzeit aktuellen Aus-
gabe 2021/1 getreten.

Anhand der zwischenzeitlich gesammelten Erfahrungen wurde der Inhalt ge
genüber der 1. Auflage vollständig überarbeitet und auf der Grundlage der 
gewonnenen Erkenntnisse fachlich überprüft. In diesem Sinne wurde der Ab-
schnitt Brandschutzkonzept – Baulicher Brandschutz mit den materiellen bau-
ordnungsrechtlichen Anforderungen konkretisiert und fortgeschrieben.
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Die vorliegende 2. Auflage berücksichtigt auch die einschlägigen Regelungen 
für Österreich und die Schweiz, sodass auch das Fachpublikum aus diesen 
Ländern gezielt angesprochen werden soll. Die Publikation erhebt daher den 
Anspruch, als fachliche Entscheidungshilfe für den deutschsprachigen Raum 
zu dienen.

Ein Dank gilt an dieser Stelle wieder dem Staatsbetrieb Sächsisches Immobi
lien- und Baumanagement für die großzügige Unterstützung, insbesondere 
hinsichtlich der Genehmigung für den Zugang zu den entsprechenden Ein-
richtungen. Vielen Dank auch an die Fachkollegen, die mich mit Hinweisen 
und konstruktiven Diskussionen bei diesem Spezialthema des Brandschutzes 
unterstützt haben. Ein ganz besonderes Dankeschön gilt abschließend meiner 
sehr geschätzten Kollegin Pia Hirschberger für die intensive fachliche Unter-
stützung und die motivierende Beratung bei der Ausarbeitung dieser vor-
liegenden 2. Auflage.

In Kenntnis der Tatsache, dass sich eine noch so gut recherchierte wissen-
schaftliche Arbeit immer in einem Prozess befindet, freue ich mich wieder auf 
eine rege Resonanz zu dieser Publikation.

Matthias Otto	 Leipzig, im November 2022



IX

Vorwort zur 1. Auflage

Vorwort zur 1. Auflage

Die qualifizierte Planung einer Justizvollzugsanstalt stellt für alle Projekt-
beteiligten eine große Herausforderung dar. Insbesondere bei der brand-
schutztechnischen Beurteilung dieser Anlagen sind aufgrund der spezifischen 
Nutzungsart und der damit verbundenen Eigenheiten im Vergleich zu anderen 
baulichen Anlagen zahlreiche Besonderheiten zu beachten. Beispielsweise 
kollidiert das bauordnungsrechtlich geforderte Schutzziel der Personen-
rettung über unabhängige und eigenständig benutzbare Rettungswege mit 
den primären Schutzzielen einer Justizvollzugsanstalt: der Gewährleistung 
der Ausbruchsicherheit und dem damit verbundenen Schutz der Allgemein-
heit vor verurteilten Straftätern. Die Brandschutzbelange müssen daher zu 
einem erheblichen Teil mit dem Schutzziel der Ausbruchsicherheit in Einklang 
gebracht werden.

Gemäß Bauordnungsrecht gelten Justizvollzugsanstalten als Sonderbauten, 
wie beispielsweise auch Hochhäuser, Schulen und Versammlungsstätten, 
wobei speziell für Justizvollzugsanstalten im Gegensatz zu den vorgenannten 
Sonderbauten keine Sonderbauverordnung bzw. Sonderbaurichtlinie zur 
Verfügung steht. Fachliteratur zur Planung von Justizvollzugsanstalten, ins-
besondere zum Thema Brandschutz, ist im Vergleich zu anderen Gebäude-
typen ebenfalls kaum vorhanden. Aktuell gibt es in Deutschland 186 Justiz-
vollzugsanstalten mit einer Belegungsfähigkeit von 77 669 Haftplätzen des 
geschlossenen und offenen Vollzuges, wovon zum Stichtag 31.03.2011 ins-
gesamt 71 200 belegt waren. [4] Die Justizvollzugsanstalten stellen somit 
eine relativ kleine Gruppe von Sonderbauten1 dar. Eine Besonderheit dieses 
Gebäudetyps besteht darin, dass die in Europa vorhandenen Anlagen des 
Strafvollzugs zu ca. 50 % vor 1900 und teilweise für andere Nutzungen (Schlös-
ser, Burgen, Klöster, Wohnheime o. Ä.) errichtet wurden und oftmals zusätzlich 
die Belange des Denkmalschutzes zu berücksichtigen sind. Daraus resultie-
rend wird der Schwerpunkt dieser Publikation auf die brandschutztechnische 
Beurteilung bestehender Anstalten ausgerichtet. Für Neubauvorhaben sind 
die Planungshinweise gleichermaßen anwendbar. Die zentrale Bedeutung des 
Themas „Brandschutz in Justizvollzugsanstalten“ ergibt sich auch anhand 
von aktuellen Pressemitteilungen, die Brandschutzmängel, insbesondere von 

1	 Im Vergleich dazu gibt es lt. [5] in Deutschland ca. 2 084 Krankenhäuser mit einer Kapazität 
von ca. 500 000 Betten bzw. lt. [6] ca. 11,7 Millionen Schüler und Schülerinnen an ca. 35 000 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen im Schuljahr 2009/2010.
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bestehenden Anstalten, oder aber Brandereignisse mit erheblichem Schadens-
umfang2 thematisieren.

Ziel des vorliegenden Fachbuches ist es, wiederkehrende Brandschutzpro
bleme aufgrund der spezifischen Nutzung in Kombination mit den im Bestand 
vorhandenen historischen Gebäudestrukturen und der daraus resultierenden 
typischen Problempunkte anhand von Praxisbeispielen herauszuarbeiten, auf-
zuzeigen und möglichst verallgemeinerbare Lösungsansätze zu beschreiben. 
Das Buch betrachtet dabei sowohl die unterschiedlichen Bauweisen ins-
besondere der historischen Justizvollzugsanstalten als auch die Vielzahl der 
damit verbundenen komplexen und unterschiedlichen brandschutztechnischen 
Problemstellungen unter Berücksichtigung der teilweise differenzierten Anfor
derungsprofile der Justizministerien der betreffenden Bundesländer sowie der 
Justizvollzugsanstalten selbst.

Besonderer Dank gilt dem Staatsbetrieb Sächsisches Immobilien- und Bau-
management für die großzügige Unterstützung sowie dem Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW für die freundliche Genehmigung zur Veröffentlichung der 
„Empfehlungen zum Brandschutz beim Bau und Betrieb von Justizvollzugs-
anstalten des geschlossenen Vollzuges in NRW“ im Anhang. Ein weiterer herz-
licher Dank geht an das Europäische Institut für postgraduale Bildung an der 
Technischen Universität Dresden e. V. (EIPOS) für die professionelle Betreuung 
der durch den Autor erstellten Masterarbeit zum Thema „Brandschutz in Justiz-
vollzugsanstalten“ im Rahmen des Studienganges Vorbeugender Brandschutz, 
die die Basis für die vorliegende Publikation bildete.

Mit dem vorliegenden Handbuch wird im Sinne eines hohen Praxisbezuges 
versucht, möglichst typische Risikofaktoren bestehender Haftanstalten zu 
erfassen, zu analysieren und auf diese Ergebnisse aufbauend, einen zeit-
gemäßen Anwenderleitfaden sowohl für die Erarbeitung von Brandschutz-
konzepten für Neubauprojekte als auch die brandschutztechnische Bewertung 
von bestehenden Justizvollzugsanstalten zu erstellen. Als Nutzergruppe sollen 
vorrangig Brandschutzsachverständige, aber auch andere Projektbeteiligte wie 
die Bauverwaltungen der Justizvollzugsanstalten, staatliche Hochbauämter 
und beauftragte Architekten und Fachplaner angesprochen werden.

Matthias Otto 	 Leipzig, im Mai 2012

2	 Bei einem Brand am 08.12.2010 in dem massiv überbelegten Gefängnis San Miguel in der 
Hauptstadt Santiago de Chile, Chile, sind über 80 Gefangene ums Leben gekommen. Vgl. [7].
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1  Einleitung

1	 Einleitung

Das vorliegende Praxishandbuch beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit der 
brandschutztechnischen Beurteilung von Hafthäusern bzw. Unterkunftsgebäu
den des geschlossenen Vollzugs.

Im Zuge der vorliegenden vollständig überarbeiteten 2. Auflage erfolgte eine 
Erweiterung auf die Gebäudekategorien Polizeigewahrsam, Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs, Sozialtherapeutische Anstalten, Kliniken für Forensische 
Psychiatrie und Psychotherapie, Haftkrankenhäuser und sonstige geschlos
sene Einrichtungen des Justizvollzugs.

Nicht primär beurteilt werden Sonder- und Nebenbereiche wie beispielsweise 
Verwaltungsgebäude, Werkstätten und Gebäude, die der Freizeit oder Weiter-
bildung dienen. Im Rahmen dieser Publikation können verständlicherweise 
keine näheren Erläuterungen zu sicherheitsrelevanten Bereichen einzelner 
Justizvollzugsanstalten erfolgen. In diesem Zusammenhang wird zur Wahrung 
des Sicherheitsaspektes auf detaillierte Gebäudeanalysen weitestgehend 
verzichtet, aus denen möglicherweise bauliche, organisatorische und ablauf-
technische Besonderheiten der jeweiligen Anstalt hervorgehen würden. Das 
verwendete Bildmaterial dient ausdrücklich nicht der Darstellung von Negativ-
beispielen, sondern vielmehr zur Verdeutlichung typischer Brandschutz-
aspekte. Auf die Benennung der jeweiligen Anstalt wird daher verzichtet. Der 
Hauptteil des Praxishandbuches wurde in den grundsätzlichen Strukturen 
eines Brandschutzkonzeptes aufgestellt und berücksichtigt eine Vielzahl diffe-
renzierter Planungsempfehlungen aus der beruflichen Praxis des Autors.
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2	 Grundlagen

2.1	 Begriffe und Definitionen

2.1.1	 Brandschutz

Der Begriff „Vorbeugender Brandschutz“ bezeichnet die Gesamtheit der 
Maßnahmen vor Brandausbruch zur Vermeidung von Bränden oder zur Ver-
hinderung der Brandausbreitung. Der Oberbegriff „Brandschutz“ unterscheidet 
organisatorische und technische Brandschutzmaßnahmen. Die technischen 
Brandschutzmaßnahmen wiederum gliedern sich in bauliche und anlagen-
technische Brandschutzmaßnahmen, die organisatorischen Brandschutzmaß-
nahmen in betrieblichen und abwehrenden Brandschutz (vgl. [8], S. 15).

Daraus lässt sich die Gesamtübersicht in Abbildung 1 ableiten:

Abbildung 1: Struktur und Gliederung des Brandschutzes im Bauwesen [8]

2.1.2	 Justizvollzugsanstalten

Die Justizvollzugsanstalten (JVA) dienen dem Vollzug der gesetzlich verfügten 
Freiheitsstrafe sowie der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung. Wörtlich 
ist dem Strafvollzugsgesetz (StVollzG) [9] zu entnehmen: „Die Freiheitsstrafe 
sowie die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung werden in Anstalten der 
Landesjustizverwaltungen (Justizvollzugsanstalten) vollzogen.“ Eine aussage-
kräftige Definition findet sich beispielsweise auf dem Justizportal des Landes 
Nordrhein-Westfalen: „Justizvollzugsanstalten sind die unter einer hauptamt-
lichen Leitung (Anstaltsleiterin/Anstaltsleiter) stehenden Vollzugsbehörden als 
untere selbständige Verwaltungseinheit im Bereich des Strafvollzuges. Es wer-
den in Justizvollzugsanstalten die Freiheitsstrafe, die Sicherungsverwahrung, 
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die Jugendstrafe, die Untersuchungshaft, die Zivilhaft (Ordnungs-, Sicherungs-, 
Zwangs- und Erzwingungshaft) und die Auslieferungshaft vollzogen.“ [10] 
Justizvollzugsanstalten sind Gebäude, die spezielle Anforderungen erfüllen 
müssen. Je nach Sicherheitsgrad sind entsprechende bauliche, technische und 
organisatorische Vorkehrungen zu treffen.

2.1.3	 Vollzugsarten – geschlossener und offener Vollzug

In § 141 Abs. 2 Strafvollzugsgesetz (StVollzG) erfolgt eine Differenzierung 
in Anstalten des geschlossenen Vollzuges und Anstalten des offenen Voll-
zuges. Während Anstalten des offenen Vollzuges keine oder nur verminderte 
Vorkehrungen gegen Entweichungen vorsehen, ist das Grundprinzip des 
geschlossenen Vollzuges eine sichere Unterbringung (vgl. [9], § 141 Abs. 2). 
Im offenen Vollzug wird auf einen Großteil der baulichen und technischen 
Sicherungsvorkehrungen, wie Umfassungsmauer, Fenstergitter und besonders 
gesicherte Türen, aber auch auf ständige und unmittelbare Aufsicht, ver-
zichtet. Die Gefangenen können sich innerhalb der Anstalt relativ frei bewegen. 
Zur Fluchtverhinderung dürfen keine Schusswaffen durch das Justizvoll-
zugspersonal eingesetzt werden (vgl. [11], S. 194). Die planungstechnischen 
Angaben dieses Buches beziehen sich schwerpunktmäßig auf Justizvollzugs-
anstalten des geschlossenen Vollzuges.

2.1.4	 Strafvollzug – Vollzugsziel und Grundsätze

Der Strafvollzug dient zunächst dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten durch die Gefangenen für die Dauer des Strafvollzugs. Ein weiteres 
wesentliches Vollzugsziel ist die Resozialisierung der Gefangenen. Diese sollen 
befähigt werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 
zu führen (vgl. [9], § 2). Das Leben der Gefangenen im Vollzug soll dabei zur 
wirkungsvollen Vorbereitung auf ein Leben in Freiheit den allgemeinen Lebens-
verhältnissen so weit als möglich angeglichen werden (vgl. [9], § 3). Dies betrifft 
hauptsächlich die Bedingungen der Unterbringung, der Beschäftigungsmöglich-
keiten und der Freizeitmaßnahmen.

2.1.5	 Struktur der Justizvollzugsbehörden

Gemäß § 151 Abs. 1 Strafvollzugsgesetz (StVollzG) führen die Landesjustiz-
verwaltungen die Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten. Die Landesjustiz
verwaltungen als oberste Vollzugsbehörden sind die jeweiligen Justizminis
terien der Länder. Überregional arbeiten die Justizminister und -senatoren in 
einer Justizministerkonferenz zusammen. Die Justizministerien der einzelnen 
Bundesländer wiederum legen nach § 152 StVollzG die örtliche und sachliche 
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Zuständigkeit der Justizvollzugsanstalten für den Vollzug von Untersuchungs-
haft, Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Jugendarrest, Strafarrest, Sicherungsverwah
rung, Abschiebungshaft, der Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Erziehungs
haft, der Haft im Rahmen eines Auslieferungs- oder Durchlieferungsverfahrens, 
der Haft gegen Angeklagte bei unentschuldigtem Fernbleiben von der Haupt-
verhandlung, der Hauptverhandlungshaft gemäß § 127b Strafprozessordnung 
(StPO) und der Unterbringung nach § 275a Abs. 5 StPO in einem Vollstreckungs-
plan fest. Die Justizvollzugsanstalten sind den jeweiligen Justizministerien direkt 
unterstellt (vgl. [12], S. 204–205).

2.1.6	 Einrichtungen des Maßregelvollzugs und Kliniken  
für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie

Maßregelvollzug (im österreichischen Strafrecht als Maßnahmenvollzug 
bezeichnet) ist die Unterbringung von psychisch kranken oder suchtkranken 
Rechtsbrechern (mit Schuldunfähigkeit oder verminderter Schuldfähigkeit) 
unter freiheitsentziehenden Bedingungen. Die freiheitsentziehenden Maß-
regeln der Besserung und Sicherung müssen durch ein rechtskräftiges Urteil 
eines Gerichtes angeordnet werden. Die im Maßregelvollzug untergebrachten 
Personen werden im Gegensatz zu den Gefangenen in Justizvollzugsanstalten 
überwiegend als Patienten bezeichnet. Die Unterbringung im Maßregelvollzug 
regelt sich nach §§ 63, 64 Strafgesetzbuch (StGB) in Verbindung mit § 126a 
Strafprozessordnung (StPO):

•	 § 63 StGB Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 

•	 § 64 StGB Unterbringung in einer Entziehungsanstalt

•	 § 126 a StPO einstweilige Unterbringung

Dabei werden nach den Maßregelvollzugsgesetzen der Bundesländer mit der 
Unterbringung in den Einrichtungen des Maßregelvollzugs (in einem psychiatri-
schen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt) folgende gesellschaftlichen 
Ziele verfolgt3:

•	 Befähigung der betroffenen Patienten durch Behandlung und Betreuung 
(Therapie), ein in der Gemeinschaft eingegliedertes Leben zu führen

•	 Sicherheit und der Schutz der Allgemeinheit und des Personals der Ein-
richtungen vor weiteren erheblichen rechtswidrigen Taten

3	 Vgl. exemplarisch § 2 Abs. 1 „Einrichtungen“ Maßregelvollzugsgesetz – MRVG: vom 15. Juni 1999 
(GV. NRW. S. 402) zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes zur Regelung des Jugendstraf-
vollzugs und zur Änderung der Vollzugsgesetze in Nordrhein-Westfalen vom 07. April 2017 (GV. 
NRW., S. 483–554).
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Die Umsetzung des Sicherheitsaspektes (Schutz der Allgemeinheit und des 
Personals der Einrichtungen vor weiteren erheblichen rechtswidrigen Taten) 
erfolgt durch bauliche und anlagentechnische Maßnahmen, die mit denen 
von Justizvollzugsanstalten vergleichbar sind. Dabei richtet sich der Grad der 
Sicherheitsmaßnahmen zum einen nach dem spezifischen Krankheitsbild und 
zum anderen nach dem Risikoprofil der Patienten (Fluchtgefahr, Gewaltbereit-
schaft, psychische Instabilität). [13]

Kliniken für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie4 sind zuständig für 
den Vollzug der Maßregel gemäß §§ 63, 64 Strafgesetzbuch (StGB) sowie für 
die vorläufige Unterbringung gemäß § 126a Strafprozessordnung (StPO). [14]

Abbildung 2: Klinik für 
Forensische Psychiatrie 
(Maßregelvollzug)

2.1.7	 Sozialtherapeutische Anstalten

Sozialtherapeutische Einrichtungen dienen der Verringerung einer erhebli
chen Gefährlichkeit der Gefangenen.5 „Gefangene sind in einer sozialthera
peutischen Abteilung unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen 
Behandlungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefährlichkeit 
angezeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn schwerwiegende 

4	 Die forensische Psychiatrie ist ein Teilgebiet der Psychiatrie. Die forensische Psychiatrie 
befasst sich mit der Begutachtung, der Unterbringung und der Behandlung von psychisch 
kranken Straftätern.

5	 Vgl. beispielsweise § 17 Abs. 1 „Sozialtherapie“ Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
und des Strafarrests im Freistaat Sachsen (Sächsisches Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG) 
vom 16. Mai 2013.
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Straftaten gegen Leib oder Leben, die persönliche Freiheit oder gegen die sexu
elle Selbstbestimmung zu erwarten sind.“6

Der Vollzug der Sozialtherapie erfolgt entweder in speziellen Sozialtherapeu
tischen Einrichtungen des Strafvollzugs oder in gesonderten Abteilungen des 
Regelstrafvollzugs.

2.1.8	 Haftkrankenhäuser

Haftkrankenhäuser dienen der gesundheitlichen Versorgung von Straftätern 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Sicherheitsaspekte. Dabei erfolgen 
die medizinische Diagnose, Behandlung und Versorgung kranker und hilfs-
bedürftiger Gefangener in einem Vollzugskrankenhaus und nur im Ausnahme-
fall auch außerhalb des Vollzugs in einem zivilen Krankenhaus. Haftkran
kenhäuser befinden sich regelmäßig innerhalb des Geländes der jeweiligen 
Justizvollzugsanstalt.

Abbildung 3: Stations-
flur eines Haftkranken-
hauses (Beispielfoto)

2.1.9	 Polizeigewahrsam

In Einrichtungen des Polizeigewahrsams (zum Beispiel Gewahrsamszellen 
innerhalb eines Polizeireviers) werden Personen in einer dem polizeilichen 
Zweck entsprechenden Weise verwahrt und bis auf Weiteres daran gehindert, 
sich nach ihrem freien Willen fortzubewegen. Der Polizeigewahrsam dient 
somit dem Zweck der Gefahrenabwehr. [15] Rechtsgrundlage für den Polizei-
gewahrsam bilden die Polizeigesetze der Bundesländer.

6	 Vgl. beispielsweise § 17 Abs. 2 „Sozialtherapie“ Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
und des Strafarrests im Freistaat Sachsen (Sächsisches Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG) 
vom 16. Mai 2013.


